
Europawahl  2014  –  Rechte
Kräfte auf dem Vormarsch?
Auch  wenn  das  Europäische  Parlament  selbst,  verglichen  mit  anderen
bürgerlichen Parlamenten, kaum mehr als eine lächerliche Hülle ist, haben
die  EU-Wahlen  als  Abbild  der  Stimmung  unter  den  Wähler*innen  eine
gewisse Bedeutung.

Europas Rechtsruck – der Sieg der Populisten

 

Es  ist  erschreckend  zu  sehen,  wie  stark  die  rechtspopulistischen,
nationalistischen oder auch faschistischen Parteien in vielen Ländern sind
und wie viele Stimmen sie zu holen vermochten.

In Dänemark wurde die Dansk Folkeparti mit 26.6 % der  Stimmen sogar
stärkste  Kraft.  Auch  in  Großbritannien  und  Frankreich  konnten  die
Rechtspopulist*innen  sich  durchsetzen,  die  UKIP  (United  Kingdom
Independence) gewann die britische Wahl in und in Frankreich gelang es der
Front National,  auf ganze 26% zu kommen. Die FPÖ erreichte in Österreich,
wie  auch  bei  den  nationalen  Wahlen  2013,  ca.  20%  und  ist  damit  die
drittstärkste Kraft.

In  Griechenland  erlangte  die  faschistische  Partei  „Goldene  Morgenröte“
9,3%, während die faschistische Jobbik, welche unter anderem an Pogromen
gegen Roma in Ungarn beteiligt ist, auf mehr als 14% kam.

Wahlerfolge der (radikalen) Linken

 

Das antikapitalistische Bündnis Podemos erreichte in Spanien aus dem Stand
heraus  8%  –  und  das  nur  wenige  Monate  nach  der  Gründung.  Die
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reformistische SYRIZA konnte in Griechenland das mit 26,5% beste Ergebnis
der linken Parteien in Europa erreichen. Auch im krisengebeutelten Portugal
erreichte  der  Linksblock  ca.  11%.  Deutlich  zu  erkennen  ist,  dass
antikapitalistische linke Parteien dort Erfolge erzielen wo die kapitalistische
Krise ihre Auswirkungen am deutlichsten zeigt.

Perspektive für Europa

 

Weder  die rechtspopulistischen, noch die faschistischen Parteien bieten eine
Alternative zu etablierten Politik, die soziale Lage der Arbeiter*innen darf
nicht von Rechten ausgenutzt werden!

Statt uns dem Wahn des vollen Bootes hinzugeben und damit einer Spaltung
im Sinne der Kapitalist*innen zu unterliegen,  müssen wir  uns gegen die
wirklichen  Ursachen  sozialer  Missstände  wie  Arbeitslosigkeit  oder
Verarmung  wehren  und  uns  klassenkämpferisch,  revolutionär  und
kommunistisch  organisieren!

Die  Erfolge  der  Linken  zeigen,  dass  besonders  in  den  Ländern  der
europäischen  Krise  in  den  Massen  bereits  Ansätze  zu  dieser  Form von
Organisierung  vorhanden  sind.  Für  den  Aufbau  einer  internationalen
revolutionären  Arbeiter*innenpartei!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

"Damit  du  endlich  mal  Mamas
Schönste bist" – Sexismus an der
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Schule.
Bei uns im Sportunterricht muss man zur Leistungskontrolle antreten. Hand
in die Höhe ausstrecken und sein Bestes geben. Und vorher natürlich von
sich aus das T-shirt in die Hose, damit man nicht Aussagen, wie „Mach das
Hemd rein, damit du endlich mal Muttis Schönste sein kannst“, riskiert. Aber
darüber diskutieren kann man nicht. Es gilt: „Ein Mann, ein Wort -eine Frau,
tausend unnütze.“ Beides sind übrigens wörtliche Zitate von Lehrern.

Diskriminierung im Alltag ist nichts Neues. Als Jugendliche(r) ist die Schule
der  Ort,  wo  man  tagtäglich  mit  Sexismus  und  anderen  Formen  der
Unterdrückung konfrontiert  wird.  Seien  es  nur  kleine  Bemerkungen  von
Mitschüler_innen oder Lehrer_innen, auf die Betroffenen wirken sie prägend.

Leistungsorientierte Strukturen und mangelnde Förderung der individuellen
Entwicklung bereiten einen mehr oder weniger gut auf das künftige Leben in
unserem  kapitalistischen  Wirtschaftssystem  vor.  Dass  die  Probleme  im
Bildungssektor damit unweigerlich verbunden sind, wird nicht angesprochen.
-Genauso,  wie  eine  Ungleichbehandlung  von  Schüler_innen  gerne
totgeschwiegen wird, denn -so will man uns glauben lassen- was zählt, ist nur
die Leistung.

Die  bestehende  Schule  als  Struktur  des  Kapitalismus  fördert  die
Reproduktion  des  binären  Geschlechtersystems,  sprich:  der  einfachen
Einteilung  in  männlich  und  weiblich.  Schon  von  Anfang  an  findet  eine
Trennung  zwischen  männlichen  und  weiblichen  Schülern  statt  und
Stereotype vom ordentlichen Mädchen und Jungen als Klassenclowns werden
teilweise  unbewusst  gefestigt.  Für  Schüler_innen,  die  sich  nirgends
einordnen können oder sich mit ihrem Rollenbild nicht identifizieren, ist nur
selten  oder  gar  kein  Platz.  Neben  der  Geschlechtsidentität  wird  im
Biologieunterricht und in anderen Lehrbüchern Heterosexualität als Norm
vermittelt, andere sexuelle Identitäten werden ausradiert.

Lehrer_innen, die durch kleine Bemerkungen oder auch mit ihrem gesamten
Verhalten das Patriarchat vertreten, indem sie die Leistungen von Mädchen
abwerten oder versuchen, sie in eine Rolle zu drängen, hat wohl Jeder schon
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mal erlebt. Bemerkungen, wie am Anfang des Artikels geschildert, begleiten
einen als Frau in der Schullaufbahn -sind aber nur der Gipfel des Eisberges.

Typisch  sind  auch  dem  Rollenbild  entsprechende  Aufgaben  im
Matheunterricht, wie „Herr Müller will  ein Auto kaufen (…)“, aber „Frau
Schmidt  geht  zum  Markt ,  um  Äpfe l  zu  besorgen.“  Auch  im
Geschichtsunterricht spielen weibliche Persönlichkeiten nach wie vor so gut
wie keine Rolle.

Sogar  bürgerliche  Medien  berichten,  wenn  das  Thema  Sexismus  in  der
Schule  angeschnitten  wird,  dass  eine  Ungleichbehandlung  vorliegt.
Tatsächlich aber kritisiert man dort den kleineren Anteil  von männlichen
Abiturienten oder die besseren Notenschnitte von weiblichen Schülern. So
wird  zum Einen  fälschlicherweise  das  Bild  erzeugt,  dass  Sexismus  auch
„umgedreht“  werden  kann.  Zum Anderen  sind  Aussagen,  dass  Mädchen
bevorzugt würden und leichter bessere Noten bekommen nur eine Seite der
Medaille, ähnlich wie in der Berichterstattung über die fleißigen Schüler mit
asiatischem Migrationshintergrund. Zwar mögen die Noten und Abschlüsse
in  der  Schule  besser  sein,  sieht  man  sich  aber  die  Besetzung  von
Führungsposten  an,  so  muss  man sich  fragen,  was  aus  der  angeblichen
Bevorzugung der Frauen letztendlich wird.

Dieses  Ungleichgewicht  in  der  Jobverteilung sieht  man auch deutlich an
Schulen. Während der Anteil von männlichen Grundschullehrern noch nur
bei ca. 15% liegt, sind es an Gymnasien ungefähr gleich viele Männer wie
Frauen. In Schulleitungspositionen sieht das ganze sehr anders aus: circa
80% sind männlich.

Im Zusammenhang von Sexismus und Schule spielen auch Vorurteile, wie
„Frauen können nunmal kein Mathe, das ist schon okay“ eine Rolle, welche
sich negativ auf die Leistungen von Schülerinnen auswirken. Eine Studie vom
National Institute of Mental Health beweist, dass Frauen, denen vor einem
Mathetest gesagt wird, dass weibliche Befragte in diesem durchschnittlich
schlechter abschneiden als Männer, letztendlich tatsächlich schlechter sind
als  Frauen,  die  mit  diesem  Vorurteil  nicht  konfrontiert  wurden.  Wenn
M ä d c h e n  d a n n  z u r  Ü b e r r a s c h u n g  a l l e r  d o c h  m a l  g u t  i n



naturwissenschaftlichen  Fächern  sind,  wird  das  häufig  auf  Fleiß  zurück
geführt. Bei Jungen ist es natürlich Begabung.

Nicht  nur  in  direkten  sexistischen  Äußerungen,  sondern  auch  im
unbewussten Verhalten der Lehrer lässt sich ein Ungleichgewicht erkennen.
Eine  Studie  der  Lehrerin  Dale  Spender  kam  zu  dem  Ergebnis,  dass
Lehrer_innen  ihre  Aufmerksamkeit  zu  85%  den  männlichen  Schülern
schenken, selbst, wenn mehr Mädchen in der Klasse sind. Auch unterbrechen
Jungen  Mädchen  häufiger,  als  es  andersherum  der  Fall  ist.  Wie  auch
außerhalb  der  Schule  haben Männer  einen sehr  viel  größeren Anteil  an
Diskussionen als Frauen. Auch schätzen sie die Verteilung des Gespräches
ganz anders ein. Eine australische Studie kam zu dem Ergebnis, dass Männer
die Diskussion als ausgeglichen wahrnahmen, wenn Frauen 15% der Zeit
redeten.  Als  von  Frauen  dominiert  sahen  sie  sie  hingegen,  wenn  der
weibliche Anteil an der Diskussion (gemessen sowohl an Wortzahl, als auch
an Länge der Beiträge) bei nur 30% lag. In der Schule wird Mädchen so
schon früh beigebracht,  in  Diskussionen lieber zu schweigen und eigene
Meinungen nicht zu äußern.

Der Kampf gegen Sexismus an der Schule ist nicht leicht. Konfrontiert man
Lehrer_innen mit ihren frauenfeindlichen Äußerungen, wird man schnell als
die  abgestempelt,  die  „immer  diskutieren  will“.  Auch  riskiert  man,
schlechtere Noten zu kriegen und im Unterricht ignoriert zu werden, weil
der/die Lehrer_in Angst vor kritischen Äußerungen hat. Es ist möglich, gegen
den/die  Lehrer_in  Beschwerde  bei  der  Schulleitung  oder  dem  Schulamt
einzureichen,  doch hat  man in  diesem Fall  kein  Recht,  die  Stunden des
Faches in einem anderen Kurs zu besuchen. Das hat zur Folge, dass man
Inhalte verpasst  und danach wahrscheinlich nur noch mehr von dem/der
betreffenden Lehrer_in gepiesackt wird.

Es ist notwendig, in Schule Strukturen von Schüler_innen zu schaffen, in
denen  sie  Fälle  von  sexueller,  und  auch  anderer,  Diskriminierung
thematisieren  können.  Außerdem  muss  die  Forderung  nach  von
Schüler_innen  und  Arbeiter_innen  festgelegten  Lehrplänen  mit
geschlechterkritischen  Inhalten  aufgestellt  werden.  Wir  treten  für  die
Schaffung  einer  Schüler_innen-  und  Student_innengewerkschaft  ein,  die



Jugendlichen das effektive Eintreten für ihre Interessen ermöglicht.

Ein Artikel von Katherina Singh und Madita Engström, erschienen in
der  gemeinsamen  Frauenzeitung  von  Arbeitermacht/REVOLUTION,
März 2014

Frauen in der Oktoberrevolution
… denn sie haben so vieles zu gewinnen!

Das Bild, das uns in den Kopf kommt, wenn wir an die Russische Revolution
denken,  ist  sehr  männlich  geprägt.  Das  bedeutet  aber  nicht,  dass  keine
Frauen  an  der  Revolution  teilgenommen  haben.  Im  Gegenteil:  Zu
Kriegsbeginn  war  rund  die  Hälfte  des  russischen  Industrieproletariats
weiblich und die Arbeiterinnen von Wyborg, einem Stadtteil von Petrograd,
waren  es,  die  im  Februar  1914  zum  Streik  aufriefen  und  sich  die
Unterstützung  der  Soldaten  versichern  ließen,  als  alle  anderen  noch
zögerten. Trotzdem denken wir zuerst an Lenin und Trotzki, wenn wir von
der Führung der Bolschewiki reden. Aber gerade, weil der erste Streik gegen
die provisorische Regierung 1917 bei Wäscherei-Arbeiterinnen stattfand und
die Frauen am entschlossensten für den 8-Stunden-Tag kämpften, wollen wir
uns  in  einem  Artikel  den  Bolschewistinnen  zuwenden,  die  sonst  oft
unbeachtet  bleiben.

Doch,  wie  ein  Zeitgenosse  sagte:  „Sind  die  Frauen  erst  einmal  für  die
revolutionäre Partei gewonnen, werden sie die tapfersten und militantesten
Kämpferinnen sein, da sie so vieles zu gewinnen haben.“

Zuerst sollte man Russland im globalen Zusammenhang betrachten. In einem
Land, das wirtschaftlich sehr rückschrittlich war und das bis dato von einer
Monarchie regiert wurde, war Gleichstellung der Geschlechter selbst in den
kühnsten  Träumen  kein  Thema.  Nach  dem  Ausbruch  der  Revolution
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kämpften Frauen im Bürgerkrieg Seite an Seite mit den Männern, betrieben
politische Agitation und hatten in allen Gremien Mitspracherecht. In anderen
Ländern  erhofften  sich  Frauen  zu  dieser  Zeit   noch  das  bürgerliche
Wahlrecht.

Die soziale Struktur innerhalb der weiblichen Bolschewiki unterschied sich
jedoch von jener der Männer. Sie kamen hauptsächlich aus mittleren und
oberen Schichten, was nicht verwunderlich ist, wenn man sich anschaut, wie
viel Zeit eine Bäuerin gehabt hätte, sich nach getaner Arbeit politisch zu
schulen und in einer Organisation aktiv zu werden.

Obwohl  von  staatlicher  Seite  immer  wieder  versucht  wurde,  gerade
Bäuerinnen  und  Proletarierinnen  von  der  „Männersache“  Politik
auszuschließen, schlossen sich zunehmend mehr Frauen unterschiedlichen
Organisationen wie den SozialrevolutionärInnen, den Menschewiki und den
AnarchistInnen an. Die meisten  gingen jedoch zu Lenins Bolschewiki, wo ihr
Beitritt sehr begrüßt wurde. Frauenunterdrückung wurde in allen Klassen
wahrgenommen  und  als  Problem  angesehen,  das  immer  mehr  an
Konfliktpotential gewann. Die Frauen waren in jeder Hinsicht an die Männer
gebunden, u.a. weil sie sich nicht scheiden lassen durften.

Die  politischen  Strömungen,  die  sich  daraus  entwickeln,  sind  ähnlich
unterschiedlich wie heutzutage, aber in Russland waren sie deutlicher und
offensichtlicher  voneinander  abzugrenzen.  Die  liberalen  FeministInnen
forderten  Reformen  von  der  Regierung,  um  sich  dem  Standard  der
westlicheren  Frauenrechte  anzupassen  und  eine  kleine  Verbesserung  zu
ermöglichen. Sie wollten aber nicht den Kapitalismus stürzen und weigerten
sich auch, das Problem der Frauenunterdrückung als eine Klassenfrage zu
begreifen. Ihre Forderungen richteten sich primär auf Verbesserungen für
Frauen aus der Mittelklasse.

BolschewistInnen  hingegen  erkannten  diesen  Feminismus  als  eine
bürgerliche Ideologie und argumentierten, dass er das wesentlichste aller
Probleme,  das  Recht  auf  Privateigentum  an  Produktionsmitteln,  nicht



beachtet.

Um zu verstehen, warum die Bolschewiki so eine große Anziehungskraft auf
die Frauen ausübten, muss man ihre politische Positionierung zu dem Thema
betrachten, deren Ursprünge bei Marx und Engels und deren Forschungen
u.a. zur bürgerlichen Familie liegen. Dem zu Grunde liegt die Feststellung,
dass  die  Familie  kein  naturgegebenes  Phänomen,  sondern  eine  an  die
Produktionsprozesse angepasste Struktur ist. Für viele Frauen war es eine
logische  Schlussfolgerung,  die  Aufteilung  und  Vergesellschaftung  der
Hausarbeit zu fordern, und zwar nicht erst nach der Revolution, sondern
schon als Vorbedingung, um überhaupt Frauen in die politische Arbeit zur
Vorbereitung einer Revolution einbeziehen zu können. Diese Forderung nach
Unabhängigkeit der Frauen von Männern sind ist ein zentrales Element des
Marxismus.

Alle bekannten Bolschewistinnen schildern ihren Weg in die Organisation in
ähnlicher Weise. Nachdem sie erfahren mussten, was Frauenunterdrückung
bedeutet,  kamen sie zur revolutionären Bewegung, informierten sich und
wurden dann Mitglied. Doch Vorsicht: Solche Darstellungen sind auch oft
stalinistisch  geschönt,  denn  es  war  nicht  für  jede  Frau  so  einfach,  den
Bolschewiki  beizutreten und mit  ihnen politisch aktiv  zu  werden –  nicht
zuletzt, weil auch in der Partei nicht alle Vorbehalte gegenüber Frauen von
vornherein ausgeräumt waren.

Die Phase der wirklichen Gleichberechtigung von Frauen war leider nur sehr
kurz. Je größer Stalins Einfluss wurde, desto weniger aktiv waren die Frauen
in  den  Ortsgruppen,  da  ihnen  aufs  Neue  die  Hausarbeit  und  die
Kindererziehung  zugeschrieben  wurde.  Dies  geschah  jedoch  auf  subtile
Weise,  denn  nach  außen  wurde  es  sehr  begrüßt,  wenn  Frauen  auch  in
Fabriken  arbeiten  gingen.  Aber  die  finanziellen  Mittel  für  öffentliche
Kinderbetreuung wurden fortlaufend gekürzt, so dass die Frau am Ende nur
doppelt belastet war. Ebenso wie die Arbeiter auf perverse Weise heroisiert
wurden, geschah dasselbe mit den Frauen in ihrer Rolle als Mütter, die für
den Nachwuchs der Sowjetunion sorgten. Viele Errungenschaften für Frauen
wurden unter Stalin wieder zurückgedreht.



Ungefähr ein Drittel aller Bolschewistinnen wurde durch Verwandte politisch
geprägt, Alexandra Kollontai bekam beispielsweise mit, wie ihre Brüder, die
in der Opposition waren, schikaniert wurden. Letztendlich nahmen aber die
alltäglichen  Situationen  zu,  welche  die  Frauen  politisierten,  denn  die
Schlangen, in denen man auf Brot wartete, wurden länger und die Polizei
wurde rabiater, wenn sie Demonstrationen verhindern sollte.

Doch  je  aktiver  eine  Frau  wurde,  desto  größer  wurde  die  Gefahr  der
Repression gegen die eigene Familie, so dass einige Frauen, wie z.B. Vera
Karavaikova, den Kontakt komplett abbrachen, bevor sie in den Untergrund
gingen, oder ihre Ehemänner verließen, wenn sie nicht politisch mit ihnen
übereinstimmten.

Das Leben innerhalb  der  Organisation entwickelte  sich in  immer größer
werdendem  Gegensatz  zum  Rest  der  Gesellschaft,  in  der  es  keine
Selbstverständlichkeit war, dass Männer und Frauen zusammen arbeiteten,
die Partei hätte es sich zudem auch nicht leisten können, Mitglieder auf
Grund ihres Geschlechts auszuschließen.

Es  wurde  relat iv  schnel l  klar,  dass  eine  reine  Negation  des
Geschlechterverhältnisses  keinen Fortschritt bringen würde, sondern eine
Auseinandersetzung mit dem Thema  „Frauenunterdrückung“ tiefgreifender
sein muss. So wurden zuerst Treffen nur für Frauen organisiert, bei denen
nicht  nur  über  Politik  gesprochen  wurde,  sondern  die  auch  kulturelle
Angebote  machten.  Sie  wandten  sich  an  die  Textilarbeiterinnen,  an  alle
unorganisierten  Proletarierinnen  und  begannen  mit  dem  Aufbau  von
Gewerkschaften  für  Hausangestellte.

Ab 1914 wurde dann die Zeitung „Rabotniza“ (Arbeiterin) veröffentlicht, die
sofort großen Anklang fand und von der bolschewistischen Partei finanziert
wurde. Eines der ersten Themen war der Internationale Frauentag 1914,
jedoch wurden nicht mehr als sieben Ausgaben veröffentlicht, da die Polizei
die Redaktionsmitglieder verhaftete.

Das Verbot der Zeitung zeigte, dass offensichtlich von organisierten Frauen
mit  politischem  Bewusstsein  und  klaren  Forderungen  eine  große  Kraft



ausgehen kann, die man unterbinden wollte. Es wird daran auch deutlich,
dass  Schulung  und  Emanzipierung  der  Frauen  auch  in  ausschließlich
weiblichen Kollektiven gut und notwendig ist, die Revolution insgesamt aber
nur erfolgreich sein kann, wenn Männer und Frauen gemeinsam kämpfen.
Gebildete Frauen können Anführerinnen in politischen Aktionen sein und die
gemeinsamen Kämpfe mit den Männern anleiten. Ignoriert man die Frauen
jedoch,  verstärkt  man damit  die  Gefahr,  den  Kampf  zu  spalten  und  die
Konkurrenz untereinander zu verstärken.

Dass dieses Konzept der gemeinsamen politischen Aktivität funktioniert, lässt
sich  daran  ersehen,  dass  Frauen  in  al le  Vorbereitungen  zur
Oktoberrevolution  involviert  waren.

Die  Beschlüsse,  die  1918  bezügliche  Ehe,  Familie  und  Vormundschaft
getroffen wurden,  sind vermutlich  die  fortschrittlichsten,  die  die  Welt  je
gesehen hat. Die Abtreibung wurde legalisiert, Ehen konnten viel leichter
geschlossen  und  wieder  geschieden  werden,  wobei  beide  Ehepartner
gleichberechtigt waren. Außerdem wurde Adoption stark kritisiert, weil man
die Ausnutzung der Kinder als billige Arbeitskräfte befürchtete.

Doch auch die Frauenpolitik blieb nicht von der stalinistischen Bürokratie
verschont. Die Umgestaltung der Partei 1924 benachteiligte nicht nur die,
die offene Kritik äußern wollten, um Fortschritte zu erzielen, sondern es
waren auf einmal auch weniger Frauen, die Posten bekleideten. Man erklärte
die Befreiung der Frau für bereits  abgeschlossen und sah deshalb keine
Notwendigkeit mehr für Einrichtungen, die nur für Frauen bestimmt waren.
Es ging sogar  soweit,  dass  es  besondere Straftatbestände  gab,  die  nur
Frauen begehen konnten, wie Teil einer Familie zu sein, die „ein Feind des
Volkes“ ist. Trotzki meinte daher, dass die Bürokratie es geschafft habe, den
reaktionärsten  Kern  der  Klassengesellschaft  wieder  herzustellen:  die
bürgerliche  Familie.

Das Schicksal der Frauen, die gegen den Stalinismus
ankämpften, ähnelte dem ihrer männlichen Genossen. Ewgenia Bosch nahm
sich 1925 das Leben, als sie sah, wie sich die Dinge entwickelten. Andere,
wie Kollontai, Krupskaja und Stassowa, lernten, sich zu arrangieren.



Die politischen Leistungen der Bolschewistinnen sind heute weniger präsent,
als sie es sein sollten. Doch es ist unsere Aufgabe, aus ihrer Geschichte zu
lernen,  ihre  Methoden  zu  studieren,  ihren  doppelten  Kampf  gegen
Unterdrückung in der Gesellschaft und manchmal auch durch die Männer in
der eigenen Organisation. Aber wir sollten uns auch bewusst sein, dass die
Revolution die gemeinsame Sache beider Geschlechter sein muss, während
gleichzeitig Frauen immer das Recht auf eigene Treffen ohne Männer haben
müssen, um ihnen besondere Möglichkeiten für politische Schulung zu geben
und damit den ersten Schritt zur Gleichberechtigung von Mann und Frau zu
gehen. Entscheidend für den wichtigen Beitrag des Bloschewismus – wie des
Marxismus überhaupt – im Kampf für die Frauenbefreiung war dabei letztlich
nicht die innere Verfasstheit der Organisation.

Vielmehr ist es die Tatsache, dass sie einen aktiven, revolutionären
Zugang  zum Kampf  der  Frauen  wie  aller  anderen  Unterdrückten
hatte,  dass  der  Standpunkt,  das  Handeln  einer  Organisation
überhaupt nur als revolutionär betrachtet werden kann, wenn sie alle
Formen der Unterdrückung der Klassengesellschaft bekämpft und in
einem System von Übergangsforderungen zusammenfasst, die einen
Weg zum Sturz des Kapitalismus weisen.

S v e n j a  S p u n c k ,  z u e r s t  e r s c h i e n e n  i n :  F r a u e n z e i t u n g
Arbeitermacht/Revolution,  März  2014

Frauen in Ägypten – Eine halbe
Revolution  bringt  keine
Befreiung

Eine Umfrage der Thomson Reuters Foundation vom November 2013 setzte
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Ägypten in einem Ranking zu den Lebensbedingungen von Frauen in der
arabischen Welt auf den letzten Platz. Die Gewalt, der sie ausgesetzt sind,
drückt sich auf  verschiedene Weise aus:  91% aller Frauen wurden einer
Genitalverstümmelung unterzogen, 99,3% erlebten in ihrem Leben sexuelle
Belästigung  und  37%  sind  Analphabetinnen  und  dadurch  auf  dem
Arbeitsmarkt  extrem  benachteiligt.

Diese Zahlen stammen von der Zeit nach der Revolution und haben sich seit
dem Frühjahr 2011 zunehmend verschlechtert. Obwohl die Frauen damals in
der ersten Reihe standen und gegen den Diktator kämpften, fürchten sie
h e u t e  d e n  T a h r i r - P l a t z ,  a u f  d e m  e s  i m m e r  w i e d e r  z u
Massenvergewaltigungen  kommt.

Die  ägyptische  Kolumnistin  Mona  Eltahawy  sagte,  man  habe  zwar  den
Mubarak aus dem Präsidentenpalast verjagt, aber gegen den Mubarak in den
Köpfen und im Schlafzimmer müsse man noch kämpfen.

Die „tahrirbodyguards“ ist eine Selbstverteidigungsgruppe, die sich mit dem
Ziel gegründet hat, Frauen vor sexuellen Übergriffen zu schützen. Das ist ein
guter Anfang, die Gesetzeslage begünstigt aber nach wie vor die Täter. Sie
müssen nämlich keine Bestrafung befürchten und die Polizei und das Militär
wenden ganz ähnliche Methoden an, um Frauen aus der politischen Aktivität
zu vertreiben. DemonstrantInnen werden beispielsweise nach der Festnahme
einem „Jungfräulichkeitstest“ unterzogen, das heißt ausgezogen und nackt
gefilmt.

Was bedeutet  das  für  die  ägyptische Revolution und für  den arabischen
Frühling?

Die  Frauenbefreiung  ist  offensichtlich  nicht  voran  geschritten.  Trotzdem
sollte man auch davor warnen, die Rechte, die Frauen zu Mubaraks Zeiten
hatten,  zu  loben,  denn  sie  entstanden  nicht  aus  einer  proletarischen
Frauenbewegung, sondern waren Privilegien, die den reichen, bürgerlichen
Frauen  durch  Suzanne  Mubarak,  Husni  Mubaraks  Frau,  zugesprochen
wurden,  wobei  sie  dies  eher  als  ein  Hobby  betrachtete.

Für die Masse der Frauen – z.B. die ArbeiterInnen in der Textilindustrie – gab



es  auch damals  keine  Gleichberechtigung,  keine  Möglichkeit  zur  legalen
Teilnahme  am  politischen  Leben  und  ihre  Organisationen,  wie  z.B.  die
unabhängigen Gewerkschaften, wurden brutal unterdrückt.

Permanente Revolution

Die  Monate  der  Revolution  versetzten  das  ganze  Land  in  einen
Ausnahmezustand und ließen die Einigkeit  der Mubarak-Gegner an erste
Stelle rücken. Damals war es egal, ob man als Mann oder als Frau kämpfte,
Hauptsache man war dabei. Die streikenden TextilarbeiterInnen von Mahalla
waren 2008 VorbotInnen und treibende Kräfte der Revolution, doch unter
dem  Islamisten  Mursi  bekamen  die  Frauen  keine  Möglichkeiten  der
politischen  Organisation  und  auch  ihre  soziale  Stellung  verbesserte  sich
nicht.

Dass der Übergangspräsident Adli Mahmud Mansur, der schon zu Mubaraks
Zeiten stellvertretender Vorsitzender des Gerichts war, an dieser Lage nichts
ändert, steht außer Frage.

Die  Revolution  in  Ägypten  hat  die  Frage  der  Frauenbefreiung  auf  die
Tagesordnung gesetzt. Millionen haben sich politisch beteiligt und wurden
aktiv. Wie auf allen anderen Gebieten blieb die Revolution jedoch auf halbem
Weg  stecken,  weil  sie  im  Rahmen  bürgerlicher  Eigentumsverhältnisse
verblieb. Der alte Staatsapparat und die reaktionären Institutionen blieben
intakt.

Eine  „halbe“  Revolution  droht  aber  in  einer  ganzen Konterrevolution  zu
enden und Frauen sind unter den ersten Opfern ihres Fortschreitens.

Nur  wenn es  gelingt,  den Vormarsch der  Reaktion  auf  allen  Ebenen zu
begegnen und die halbe, „demokratische“ Revolution zu einer sozialistischen
zu machen, werden auch die Forderungen nach der Gleichberechtigung von
Mann und Frau erfüllt werden.

Linke und revolutionäre Organisationen sowie die Gewerkschaften müssen
daher  den  Kampf  für  die  Gleichberechtigung  der  Frauen,  für
Alphabetisierung,  gleiche  Bildung  und  Bezahlung  und  für  die



Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  zu  einem  Schwerpunkt  ihrer  Arbeit
machen. Der Kampf gegen Sexismus und Benachteiligung der Frauen muss
dabei auch in den eigenen Reihen geführt werden, denn nur so kann eine
wirkliche Einheit  von Männern und Frauen im Kampf für ihre Befreiung
erzielt  werden.  Dazu ist  auch ein politisches Instrument notwendig:  eine
proletarische Frauenbewegung.

Ein  Artikel  von  Svenja  Spunck,  zuerst  veröffentlich  in  der
Frauenzeitung von Arbeitermacht und REVOLUTION, März 2014

Filmkritik: "The Lab"
Der  Film  „The  Lab“  zeigt  anhand  von  Interviews  mit  vielen  bekannten
ehemaligen  israelischen  Militärs  auf,  dass  Waffen  nicht  nur  militärisch,
sondern auch wirtschaftlich die Grundvoraussetzung für die Exis�tenz des
Siedlerstaates Israel sind.

Der Regisseur Yotam Feldman zeigt ehemalige Ge�neräle und Soldaten, die
heute als „Berater“ ihre gesammelten Erfahrungen an Armeen und Polizeien
vieler anderer Länder weitergeben, oder als Waffenhersteller innovative und
bewährte Technik liefern,die auch andere Regierungen brauchen. Binyamin
Ben�Eliezer, israelischer Verteidigungsminister von 2001 � 2002, ist heute
als Vertreter der israelischen Waffenindustrie tätig und antwortet im Film
auf die Fragen von Yotam Feldman:

„Warum ist die Nachfrage nach is�raelischen Waffen so groß?“

„Wenn Israel Waffen verkauft,

dann wurden diese bereits getes�tet, ausprobiert. “

„Erzeugt diese Erfahrung also Wirtschaftswachstum?“

https://onesolutionrevolution.de/filmkritik-the-lab-2/


„Es bringt Israel Milliarden von Dollar. “

Die Waffenproduktion ist für Israel heute das wich�tigste Exportgeschäft.
Der  Grund,  weshalb das  israelische Know-�How weltweit  hoch geschätzt
wird,  ist  leicht  zu  sehen:  kaum  ein  anderes  Land  in  der  Welt  ist  seit
Jahrzehnten  darauf  angewiesen,  in  so  regelmäßigen  Abständen
Militäreinsätze in besetzten oder angrenzenden Gebieten zu führen, um das
eigene Abschreckungspotenzial  „aufzufrischen“.  Palästina ist  dabei  immer
auch  ein  Labor,  wo  neu  entwickelte  Technik  erprobt  wird  –  etwa  das
„Cornershot“  (Eckschussgewehr) ,  Drohnen  oder  auch  das
Raketenschutzschild  „Iron  Dome“.

Nicht  nur  in  Palästina  gibt  es  permanenten  Wider�stand  gegen  die
Besatzungspolitik, auch in allen an�grenzenden Ländern ist die Ablehnung
dieser Politik tief verankert.

Itzhak Ben�Israel, ehemaliger General und heute Professor der Philosophie:

„In der ganzen Welt möchte man, wenn man Krieg führt, Siege erringen. In
Israel ist Krieg eher wie ein Boxkampf. “

Israelische Firmen bieten Schießtrainings und andere Workshops an, die von
zahlenden  Kunden  aus  allen  Ländern  wahrgenommen  werden.  Deutlich
ernsthaf�tere Bedeutung dürften aber Beratungsfirmen spie�len, die etwa
Taktiken des  Häuserkampfes  an  andere  Länder  weitergeben.  Ausführlich
wird die Rolle israe�lischer Berater bei der „Befriedung“ der brasilianischen
Favelas in den vergangenen Jahren geschildert.

Noch erschreckender als die Verwissenschaftlichung und Vermarktung von
staatlichem Terror  ist  die  Ideo�logie,  die  sich  dabei  in  den  Köpfen  der
Verantwortli�chen entwickelt hat. Shimon Naveh, ehemaliger Soldat einer
Eliteeinheit und heute „Militärphilosoph“, zeigt dem Regisseur ein von der
Armee errichtetes arabisches Übungsdorf mit der Bemerkung, dass die�ses
mangels Einwohner genau so aussieht, wie man alle arabischen Dörfer gerne
sehen würde: tot.
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Anschließend zeigt er eine Gebäudewand, in der ein Loch in Form eines
Davidsterns  ausgespart  ist,  und  erklärt  die  Erstürmung  von  Häusern
während  der  zweiten  Intifada.

Der Regisseur musste keine Tricks anwenden,  um diese Einblicke in die
Ideologie  des  Siedlerstaates  zu  bekommen,  sondern  gab  seinen
Gesprächspartnern

offen  an,  einen  kritischen  Film  drehen  zu  wollen.  Er  prangert  die
Bekenntnisse der Interviewpartner nicht selbst an, weil sie bereits für sich
sprechen.  Dennoch  kann  man  die  Intention  des  Filmes  kaum  falsch
ver�stehen, er zeigt, wie die Beteuerungen der israeli�schen Regierung, dass
die Araber gleiche Rechte haben und das Militär sich an geltende Regeln
hält, von den eigenen Protagonisten widerlegt werden.

Auf jeden Fall  gibt der Film einen schonungslosen Blick auf den zutiefst
rassistischen Charakter eines Staates, der im demokratischen Kostüm daher
kommt. Dem Regisseur muss man das hoch anrech�nen.

Der  Film  legt  korrekterweise  die  These  nahe,  dass  die  israelische
Bevölkerung das Geschäft mit den Waffen mitbezahlen muss, und nicht etwa
davon profitiert. Aber das erlaubt manchen Zuschauern auch, sich von dem
wichtigsten Ziel � der Befreiung der Palästinenser_innen �zu distanzieren
und bei der Fest�stellung anzukommen, dass die Besatzung doch einfach zu
teuer für den eigenen Geldbeutel ist.

Für  manche Palästinenser_innen dürfte  der  Film Stoff  für  Diskussio�nen
geben. Denn aus der Sicht von Palästinenser_innen zeigt der Film immer
noch  den  Stolz  in  den  Gesichtern  derer,  die  für  ihr  Blutvergie�ßen
verantwortlich sind. Palästinenser_innen dagegen sieht man in dem Film nur
mit Tränen in den Augen � nicht aber als ein Volk, das seit Jahrzehnten für
Freiheit kämpft.

Ein Artikel von Heiko Hinterück, REVOLUTION Stuttgart
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Welche  Agenda  hat  die  große
Koalition?
Dass die große Koalition eine Regierung sozialer Angriffe ist,  war
klar.  Das  bei  sinkendem  Lohnniveau  und  Zerschlagung  sozialer
Sicherungssysteme  im  Ausland,  der  Konkurrenzdruck  auf
Deutschland zunimmt ebenso.  Welche „Reformen“ und Kürzungen
stehen auf der Agenda?

Noch  immer  wird  der  Erfolg  der  Regierung  Merkel  gefeiert:  Noch  nie
standen  so  viele  Menschen  in  Beschäftigung  und  das  Lohnniveau
Deutschlands kann mittlerweile selbst mit China mithalten. Doch wäre es
falsch zu behaupten das die CDU alleine sich die Ausbeutung, Entrechtung
und Verarmung von Millionen von Beschäftigten auf die Fahne schreiben
darf. Im Gegenteil, feierte die SPD im Frühjahr 2013 sogar den Erfolg der 10
Jahre zuvor auf den Weg gebrachten Agenda 2010 und Altkanzler Schröder
ergoss sich in Lobgesang über seine Politik der harten Hand, über allen
Widerstand hinweg.

„… und da glauben noch immer Leute, wir
vertreten die Arbeiterklasse“

Erklärtes Ziel der SPD war
es Deutschland fit für die
Herausforderungen  der
Globalisierung zu machen
und  die  bestand  für  sie
auch in der Pervertierung
der  eigentlichen  Ziele
ihrer Politik: Kürzung des
A r b e i t s l o s e n g e l d e s ,
D e r e g u l i e r u n g  d e r
Leiharbeit,  Vermittlung
von  Arbe i ts losen  an
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Le ih f i rmen  und  der
B e z a h l u n g  v o n
sogenannten  Aufstocker-
Gehälter,  zusätzlich  zu
dem  viel  zu  geringen
Einkommen  –  Auf  diese
Weise  schaffte  man  den
größten  Billiglohnsektor
Europas  und  verstieß
gegen  jedes  Prinzip  der
Sozialstaatlichkeit.  Dieser
soziale  Niedergang  wird
heute  als  großer  Erfolg
verbucht,  das  deutsche
Wirtschaftswunder.

Das passende Zitat der Zeitung ‚Die Welt‘ dazu: „Gering Qualifizierte haben
es  besonders  schwer  mit  dem dynamischen  Tempo  des  Strukturwandels
mithalten zu können. Ihr Beitrag zum Ergebnis einer Firma, rechtfertigt aus
der Sicht der Arbeitgeber oftmals nur Löhne, die unterhalb dessen liegen,
was die Gesellschaft  als  sozial  akzeptabel  empfindet.  Somit liegt auf der
Hand, was zu tun ist: es muss alles getan werden, um gering Qualifizierte
produktiver und motivierter zu machen. Dazu können arbeitsmarktpolitische
Programme einen Beitrag leisten.“

Mit  der  Feier  der  SPD  kurz  vor  Beginn  des  Wahlkampfes  wurde  ein
deutliches Signal an das deutsche Kapital gesendet: Als politischer Partner
führen  wir  auch  die  härtesten  Reformen  durch,  über  jeden  Widerstand
hinweg! Der Koalitionsvertrag ist bereits von Inhalten geprägt die Ausdruck
dieser  Angriffe  sind  –  wohl  dossiert  versteht  sich,  denn  auch  diese
„mächtige“ Koalition scheut davor zurück den Frosch ins heiße Wasser zu
werfen und dreht lieber langsam die Herdplatte auf. Eines der Flaggschiffe
des SPD-Wahlkampfes ist bereits zur Farce verkommen: Der Mindestlohn.
Nach dem lauten Tamtam der darum vollzogen wurde,  kam es jetzt  zur
lächerlichen Einigung ihn auf 8,50€ festzusetzen. Selbst nach den Angaben



der DGB ist ein Lohn der unter 8,67€ liegt, als „Armutslohn“ zu bezeichnen –
Wie soll dies dann ein Mittel gegen Armut sein?

Doch damit nicht genug. Die vollständige Einführung ist erst 2015, bereits
wirksame  Flächentarifverträge  zählen  parallel  bis  2016,  auch  wenn  sie
diesen  Betrag  unterschreiten.  Und  dazu  gibt  es  allerhand  Ausnahmen,
Ausbildende und Praktikanten etwa sind nicht miteingenommen.

Die  Höhe  dieses  Mindestlohns  soll  in  Zukunft  von  einem  Team  aus
Gewerkschaftern,  „Arbeitgeber“-Vertretern  und  Wirtschaftsexperten
ausgehandelt werden. Wer jetzt denkt, was die Inflation nicht frisst, dass
fressen die Experten, trifft den Nagel auf den Kopf: Es ist bereits sicher, dass
diese  Zusammensetzung  aus  Gewerkschaftsbürokratie  und  neoliberaler
Propheten  jeden  Wunsch  des  deutschen  Kapitals  erfüllen  werden.  Statt
einem  Mittel  gegen  Verarmung  getragen  von  den  Organen  der
Arbeiterklasse,  wurde er  jetzt  als  Mittel  gestaltet,  flächendeckend billige
Arbeitskräfte zu gewährleisten.

SPD und DGB attackieren das Streikrecht

Unter  dem  Schlagwort  Tarifeinheit  laufen  nun  schon  seit  Jahren
Vorkehrungen,  um  unliebsamer  Konkurrenten  Herr  zu  werden.  In
Unternehmen  sollen  demnach  die  Tarifverträge  Gültigkeit  haben,  deren
Mitglieder  Zahlenmäßig  am  meisten  vertreten  sind,  so  lange  dieser
Tarifvertrag Gültigkeit besitzt, ist ihr Streikrecht ausgesetzt und sie sind an
die  Fr iedenspf l icht  gebunden.  Einersei ts  schal tet  man  so
Scheingewerkschaften, wie die christlichen Gewerkschaften aus, die lediglich
Interessen der „Arbeitgeber“ verteidigen. Andererseits entledigt man sich
auch unliebsamer, kämpferischer Zusammenschlüsse, wie etwa Cockpit oder
die  Gewerkschaft  der  Lokführer,  deren  progressives  Auftreten  und
Forderungen die DGB-Gewerkschaften mehr als einmal unter Druck gesetzt
haben.

Entlastung  im  Alter,  wenigstens  ein  Lichtblick?  Zumindest  wurde  das
Renteneintrittsalter auf 63 festgelegt, nach Ableisten der 45 Beitragsjahre.
Verwirrend, wo do die SPD noch im Wahlkampf verlauten ließ man wolle die



Aussetzung  der  Rente  mit  67  aussetzen.  Das  Rentenalter  soll  aber
Schrittweise auf 65 erhöht werden. Ein weiterer Dämpfer, von dieser Lösung
profitieren  hauptsächlich  Männer,  laut  Aussage  des  Präsidenten  der
Rentenversicherung  betrifft  diese  Regelung  lediglich  jede  7.  Rentnerin.
Schon  jetzt  werden  aber  Forderungen  laut  im  Interesse  der  deutschen
Wirtschaft und dem aufkommenden Demografischen Wandel, das Rentenalter
wieder auf die geplanten 67 anzuheben oder gleich ganz an die Entwicklung
der Lebenserwartung zu koppeln. Nebenbei: Ex-SPDler Clement und früherer
Arbeitsminister findet man könne ggf. auch noch mit 80 arbeiten.

Deutschland hält sich fit – für die Globalisierung

Unentwegt verlangen Wirtschafsverbände nach Steuererleichterungen und
einer Verhinderung der Besteuerung des Finanzsektors. Lohnkosten sollen
weiter  gesenkt  und  der  Kündigungsschutz  gelockert  werden,  um  die
Wirtschaft  „produktiver“  und  flexibler  zu  Gestalten.  Steuerung  der
Zuwanderung  nach  den  Bedürfnissen  des  Arbeitsmarktes,  Senkung  der
Lohnnebenkosten um besser in Europa konkurrieren zu können. . .

Die Einsatzgruppe für Öffentlichkeitsarbeit und
direkte Kommunikation sucht den Kontakt zur

Masse

D i e  L i s t e  d i e s e r
a u s b e u t e r i s c h e n
Forderungen ist Lang.
Man  scheut  n icht
davor  zurück  das
Lebensniveau auch mit
d e n  L ä n d e r n  z u
vergleichen, die durch
d ie  Kr i se  bere i t s
zerstört  wurden  wie
etwa  Griechenland,
Spanien oder Portugal.
Dieses Vorgehen sollte
d a b e i  n i c h t
verwundern,  befindet
sich  der  Kapitalismus
d o c h  i n  e i n e m



t ö d l i c h e n
K o n k u r r e n z k a m p f
unter  verschärften
B e d i n g u n g e n .
Jederzeit  kann  die
Blase abermals Platzen
u n d  d a s  g a n z e
Wirtschaftssystem  in
sich  zusammenfallen.
So  lange  wi l l  man
jedoch  noch  Profite
einfahren.

Die  kommenden  und  gegenwärtigen  Verlierer  sind  wir  Jugendlichen.
Gemeinsam mit den GenossInnen aus den anderen Ländern erwarten uns
Kürzungen, Arbeitslosigkeit und Ausbeutung. Doch diese Situation eint uns.
Die  bürgerliche  Demokratie  wird  keine  Zugeständnisse  mehr  an  die
Arbeiterklasse  machen:  Das  Kapital  fordert,  die  Politik  liefert.  Die
Deutlichkeit dieser Situation macht uns jedoch klar, dass eine Verbesserung
der Situation nur in einem Staat der Arbeiterklasse liegen kann und ein
solcher Staat nur durch unseren aktiven Kampf dafür errichtet wird – Aus der
Klasse, für die Klasse.

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Studentenproteste  in
Großbritannien:  Kick  cops  off
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campus!
In Universitätsleitungen wird brutal gegen eine Welle von studentischen
Besetzungen  vorgegangen.  Die  Unterdrückung  des  Rechtes  auf

Demonstration  markiert  den  Anfang  vom  Ende  im  Kampf  um  die
Vermarktung  der  höheren  Bildung.

An  vielen  Universitäten  sollen  einstweilige  Verfügungen  jegliche
Protestaktionen verhindern. Widersetzen sich StudentInnen den richterlichen
Verfügungen, schlägt die Polizei die Aufmüpfigen nieder – mit Schlagstöcken
und Stiefeln. In London wurden StudentInnen an den Haaren gezogen oder
attackiert  bis  Blut  floss.  Michael  Chessum,  Vorsitzender  der  UoL-Union
beschreibt die Übergriffe als „mit das Übelste und Brutalste was ich seit
langer Zeit auf dem Campus erlebt habe“.

In  Sussex  wurden  fünf  Studenten  von  der  Uni  verwiesen,  weil  sie  an
Protestaktionen gegen Privatisierung und Stellenkürzungen teilgenommen
hatten. Die besetzten Büros auf Führungsebene im Senat House in London
wurden  durch  spezielle  Polizeieinheiten  zwangsgeräumt.  Einundvierzig
StudentInnen  wurden  bislang  festgenommen.  Die  Polizei  erließ
Räumungsbefehle, nach denen sich StudentInnen nicht in Gruppen von mehr
als  vier  Leuten versammeln dürfen,  ausgenommen sind Vorlesungen und
Seminare.

Die Motivation, die hinter diesen unvorhersehbaren Maßnahmen steckt, ist
klar: ein Wiederaufleben der Studentenproteste gegen die Privatisierung der
höheren  Bildung  gefährdet  die  erhoffte  Etablierung  von  Wissen  als
marktwirtschaftliches  Gut.

Das harte Durchgreifen der Gerichte und Polizei um Studentenproteste zu
unterbinden  zeigt  deutlich,  dass  der  Vizekanzler  vom  Staat  vollste
Unterstützung  erhält,  um  die  angestrebten  Reformen  mit  allen
„notwendigen“  Mitteln  durchzuboxen.

Die  UniversitätsleiterInnen  sind  die  (maßlos  überbezahlten)
InteressensvertreterInnen des Kapitals im Sektor der höheren Bildung – und
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erfüllen die gleiche Funktion wie die LeiterInnen der Akademien und der
freien Schulen.

Eine gefährliche Einheit

StudentInnen können sich heutzutage glücklich schätzen, wenn ihnen das
Schicksal  ihrer  Zeitgenossen erspart  bleibt  –  Arbeitslosigkeit,  Sozialhilfe,
Mindestlohn ohne gesicherte Arbeitszeit.  Gleichzeitig plagen sich viel mit
unsicheren Nebenjobs  um sich über  Wasser  zu halten und die  Last  von
Schulden tragen zu können – die letzten Endes in die Taschen der Elite-
Universitätsleitung fließen – und trotzdem schwinden ihre Aussichten auf
einen gesicherten Arbeitsplatz immer mehr dahin.

Unter diesen Umständen fällt es den Studenten leicht, sich mit den unter
bezahlten, gefährlichen und ausgegliederten Arbeitern zu identifizieren, die
die Hallen der Residenzen und die Büros der Führungsebenen sauber halten.

Der immense Erfolg der Tres Cosas Kampagne ist Aushängeschild für den
Kampf,  den  Slogan  „students  and  workers  unite  and  fight“  in  die  Tat
umzusetzen und Studierende und Arbeiter zu vereinen. Solidarität, die große
Losung von 2010, wurde zur Waffe von 2013.

Diese Verlagerung im Bewusstsein einer kleinen, aber aggressiven Schicht
von Studenten – dieselben die schon 2010 an Schulen und Junior-Colleges
gegen Polizeikräfte kämpften – ist gleichsam unsere größte Stärke und der
Alptraum der Universitätsleitung.

Jagt die Polizei vom Campus

Der  massenhafte  Widerstand  2010  bewies,  dass  die  Regierung  die
Auseinandersetzung verloren hatte, selbst wenn sie einen Sieg davon tragen
konnte.  Die  Universitätsleitung  musste  sich  nun  auf  die  Polizei  als
schlagende Kraft verlassen, welche die Vermarktung der Hochschulbildung
weiter vorantreiben konnte.

Die Polizeikräfte kamen nicht auf den Campus um jene zu schützen die
dort studieren und arbeiten. Sie kamen als Repräsentant des Kapitals
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welches von der Privatisierung der Bildung seinen Profit schlagen will.

Der Kampf die Bullen vom Campus zu vertreiben, ist mehr als ein bloßer
Ausdruck von Feindseligkeit gegenüber Polizeikräften, welche im Interesse
der  Universitätsleitung  Studenten  schikanieren,  prügeln  und  festnehmen
lassen.  Das  Verständnis  dafür  ist  die  nötige  Voraussetzung  für  die
Mobilisierung  von  Widerstand  gegen  die  Privatisierung  unserer  Bildung.
Wenn  es  uns  nicht  gelingt,  einen  sicheren  Raum  für  demokratische
Strukturen in  unseren Hochschulen zu schaffen,  wird es  uns auch nicht
möglich sein die Masse der Studenten zu Mobilisieren.

Aber  die  Repression  welche von der  Leitung der  Universität  losgetreten
wurde, kann sehr wohl der Funke sein, welcher eine neue, stärkere und
politisch tiefschürfendere Studentenbewegung entfachen kann.  Aus Angst
davor ziehen die Regierung, Leitung und die Repressionsorgane an einem
Strang, um diese Bewegung bereits in ihrem Keim zu ersticken. Eine schnelle
und andauernde Gegenwehr der Masse an Studenten, kann diesen Angriff
auf unser Recht auf Protest bezwingen.

 

Wir rufen alle StudentInnen dazu auf:

Verteidigt  das  Recht  auf  Protest:  die  Anklagen  müssen  fallen
gelassen werden, Beendigung des Demonstrationsverbots auf dem
Campus;  keine  Kriminalisierung  der  beteiligten  Studenten  und
Angestellten. Alle PolizistInnen die an Attacken gegen StudentInnen
beteiligt waren, müssen verurteilt werden.
Für die Verteidigung der Bildung: Beteiligt  euch an der Week of
Action gegen die Privatisierung von Studiendarlehen im Februar.
StudentInnen und ArbeiterInnen vereinigt euch: Solidarität mit dem
Kampf  der  Gewerkschaften  im  Bildungsbereich  für  angemessene
Löhne. Unterstützt die Tres Cosas Campaign und Streik im Januar.
Für  die  Errichtung  ein  schlagkräftigen  Studentenbewegung:  Die
‘National Campaign Against Fees and Cuts‘ und die SAAA müssen
eine landesweite Versammlung zur Verteidigung der Bildung und zur



Zusammenführung  aller  lokalen  Komitees  und  Netzwerke
organisieren,  und  dadurch  die  Grundlage  für  einen  koordinierten
Widerstand im Jahr 2014 schaffen.

Artikel von KD Tait, Workers Power (England)

Frauen  als  Flüchtlinge:
mehrfach unterdrückt
In dieser Welt ein Flüchtling zu sein, ist schon schwer genug, aber eine
Gruppe unter ihnen hat es besonders schwer: Frauen.

Etwas mehr als die Hälfte aller Menschen, die ihre Heimat verlassen müssen
und sich auf die gefährliche Reise nach einem besseren Leben begeben, sind
weiblich. Obwohl Frauen mit mehr sozialen Problemen zu kämpfen haben als
Männer, erscheint das vergleichsweise wenig. Zum einen hängt es damit
zusammen, dass ihnen die Flucht aus dem Heimatland seltener ermöglicht
wird,  beispielsweise  durch  Verbote  der  Familie,  mangelnde  –  meist
finanzielle- Unterstützung der Dorfgemeinschaft oder durch gesundheitliche
Umstände. In die Männer werden größere Hoffnungen gesetzt, dass sie ihr
Ziel  tatsächlich  erreichen,  Arbeit  finden  und  die  Familie  mit  Geld
unterstützen  können.

Doch auch die Frauen und Mädchen, die es tatsächlich nach Europa schaffen,
finden  nicht  die  rosigen  Zustände  an,  die  sie  sich  erhofften.  In  den
Flüchtlingslagern, die katastrophale Hygienestandards aufweisen, werden sie
oft Opfer sexueller Gewalt und Zwangsprostitution. Geschlechtskrankheiten
verbreiten sich schneller, als man „medizinische Versorgung“ aussprechen
kann.  Teilweise  haben  Frauen  keinerlei  Mitbestimmungsrecht,  wenn  sie
keinen männlichen Familienangehörigen bei sich haben.
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Ebenso  fallen  Frauen  in  diesen  Lagern  wieder  die  „typisch  weiblichen“
Aufgaben zu, wie die Kindererziehung, die Gesundheitsversorgung und das
Kochen. Einkaufen dürfen sie aber nicht, denn das Geld vertrauen ihnen viele
männliche Flüchtlinge nicht an.

All das soll aber nicht heißen, wie es nur zu gerne dargestellt wird, dass es
„ihre fremde Kultur“ sei,  die beispielsweise „den Arabern“ zugeschrieben
wird.  Denn  Frauenunterdrückung  gibt  es  auch  außerhalb  des
Flüchtlingsheimes.  Die  europäischen  Behörden  sind  selbst  Vollstrecker
sexistischer  Maßnahmen.  So  bietet  das  Bundesamt  für  Migration  und
Flüchtlinge Integrationskurse für Frauen an, in denen sie sich „über Themen
unterhalten, die Sie besonders interessieren, zum Beispiel die Erziehung und
Ausbildung  ihrer  Kinder“  oder  „erfahren,  welche  Unterschiede  und
Gemeinsamkeiten es zwischen dem Leben der Frauen in Deutschland und in
ihren Heimatländern gibt“. Warum gibt es keine Kurse über häusliche Gewalt
und warum 40% aller Frauen über 16 Jahren davon betroffen sind? Oder
darüber, dass Frauen für die gleiche Arbeit weniger verdienen als Männer?
Stattdessen wird die „deutsche Leitkultur“ als vorbildlich und moralistisch
verkauft, während jegliche Verbesserung der Situation für diese Frauen fehlt.
Im Gegenteil:  ihre  Rolle  als  diskriminierte  Gruppe der  Gesellschaft  wird
reproduziert.  Die zusätzlichen Probleme,  von denen sie  als  MigrantInnen
betroffen sind, wird dann vom deutschen Staat mit der „Andersartigkeit“
ihrer „fremden Kultur“ erklärt.

Um die Situation der Frauen tatsächlich zu verbessern müsste als erstes
die  geschlechtsspezifische  Verfolgung  als  Fluchtursache  von  allen
Nationen anerkannt werden und die Flüchtlingsheime müssen Schutzräume
für  Frauen  bieten.  Auch  die  demokratische  Verwaltung,  regelmäßig
Säuberung und eine ausreichende Beleuchtung sind wichtige Schritte, für die
Verbesserung der Lage weiblicher Flüchtlinge. Außerdem müssen wir uns
dafür einsetzen, dass allen Flüchtlingen die Chance auf einen Arbeitsplatz,
kostenlose Sprachkurse und Ausbildungsplätze gegeben werden,  während
gleichzeitig für Kinderbetreuung gesorgt ist.

Die Frauenunterdrückung unter und gegen Flüchtlinge zeigt aber auch, wie
wichtig  eine  linke  Frauenbewegung aller  arbeitenden  und  unterdrückten
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Frauen gegen Sexismus und den Kapitalismus, der viele in Armut, Krieg und
Flucht stürzt, ist.

Ein Artikel von Svenja Spunck, REVOLUTION-Berlin

Mandelas Erbe – Militanz gegen
Rassismus
Am  5.Dezember  2013  verstarb  Nelson  Mandela  im  Alter  von  95
Jahren.  Als  Kommunist,  politischer  Häftling,  Kämpfer  gegen  die
Apartheid und erster farbiger Präsident Südafrikas war er eine der
bedeutendsten  Persönlichkeiten  der  Geschichte  Afrikas.  Als
wesentlicher Bestandteil der Anti-Apartheid Bewegung gehörte er zu
denen, die mit Vehemenz gegen Rassismus und für die Befreiung der
farbigen Bevölkerung in Südafrika kämpften.

Sein antirassistischer Kampf traf bei  dem Großteil  der etablierten Politik
Südafrikas und der nach wie vor mächtigen imperialistischen Kolonialmacht
Großbritannien  auf  heftige  Ablehnung.  Margaret  Thatcher  bezeichnete
Mandela und den ANC als Terroristen. Studentische Anhänger der Tories
trugen auf ihren T-Shirts die Aufschrift „Hang Mandela! “.

Plakat von den
Tories nahestehenden

Student*innen

Umso  verwunderlicher  sind  die  Worte  die  David
Cameron,  ebenfalls  Tory,  der  an  Thatchers  Grab
bittere  Tränen  vergaß,  in  „Trauer“  um  Mandela
findet.  Cameron,  Premierminister  Großbritanniens,
v e r a n t w o r t l i c h  f ü r  F l ü c h t l i n g s -  u n d
Migrationsabwehr nennt Mandela einen Helden.

Auch die deutsche Politik zeigt an Mandelas Grab ihre Heuchlerische Fratze.
Angela Merkel (Skiunfallopfer und Kanzlerin) sprach davon wie Mandelas
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gewaltloser Widerstand sie inspiriert habe. Ganz abgesehen davon, dass der
Kampf gegen die Apartheid aus der Notwendigkeit heraus nicht der Naivität
des  Pazifismus  aufgesessen  war,  stellt  sich  die  Frage  warum  Merkels
Regierung dann im eigenen Land widerlichsten Rassismus akzeptiert und
ausübt. Franz Josef Strauß warnte sogar vor Abschaffung der Apartheid.

Auch  wenn  -nicht  zuletzt  dank  Mandela-  die  Apartheid  heute  formal
abgeschafft ist, sind die Unterschiede zwischen der schwarzen und weißen
Bevölkerung Südafrikas immer noch gravierend.33% der Bevölkerung sind
erwerbslos, die oberen 10% der Bevölkerung verfügen über deutlich mehr als
die  Hälfte  des  Wohlstands,  Südafrikas  Wirtschaft  wurde  den  globalen
Weltwirtschaftsakteuren auf Kosten der schwarzen Arbeiter geöffnet und die
bürokratische Elite des ANC stieg in Bourgeoise auf.  Obwohl der Kampf
gegen  die  Apartheid  auch  e in  Kampf  gegen  die  miserablen
Arbeitsbedingungen, die von weißen Kapitalist*innen diktiert wurden blieb
diese alte Elite während und nach der Präsidentschaft Mandelas frei von
Konsequenzen, wie z.B. einer umfassenden Enteignung und der Etablierung
von Räten und Fabrikausschüssen der farbigen Bevölkerung.

Besonders  die  Minenarbeiter  (beinahe  ausnahmslos  dunkelhäutig)
symbolisieren die Kontinuität des gesellschaftlichen Rassismus in Südafrika.
Während Cynthia Caroll,  Chef des Angelo American Mining Konzerns 2,2
Mio. Pfund und sein Konkurrent Ian Farmer 1,2 Mio. verdiente, schufteten
die schwarzen Arbeiter in Minen unter akuter Gefahr für einen lächerlichen
Lohn.

Polizei geht gegen streikende
Minenarbeiter*innen vor

Die  Seilschaften  zwischen
A N C  u n d  d e n
Kapitalist*innen wie Farmer
und  Caroll  sorgten  dafür,
dass  die  Arbeiterschaft
S ü d a f r i k a s  s i c h  i m
Arbeitskampf  nicht  auf  ihre
Gewerkschaften  verlassen
konnte und kann sondern zu
anderen  Mitteln  greifen



musste und muss.  Während
die  Kapitalist*innen  immer
s t ä r k e r  n a c h  d e n
Edelmetallen  in  Südafrikas
Erde gierten regte sich unter
d e n  A r b e i t e r n  d e r
Widerstand – Streik! Von der
Bürokratie  unabhängig
organisierten  die  Kumpel
2012  zahlreiche  militante
S t r e i k s  u n d
Grubenbesetzungen.  Die
immer  noch  wegen  ihrer
rassistischen Übergriffe und
Brutalität gefürchtete Polizei
g i n g  n u n  u n t e r  e i n e r
schwarzen Regierung gegen
die  Arbeiter innen  und
Arbeiter  vor,  die  schon  20
Jahre zuvor auch mit Gewalt
ihre  Minen,  Familien  und
V i e r t e l  g e g e n  d i e s e
r a s s i s t i s c h e n
S c h l ä g e r t r u p p e n
verteidigten.  Am Ende  sind
48 Arbeiter*innen tot.

Zwei Sachverhalte müssen klar werden:

Rassismus  und  Kapitalismus  sind  untrennbar  mit  einander
Verbunden. Malcom X, ebenfalls militanter Antirassist, sagte einmal
„You can not have Capitalism without Racism“. Das Land von Malcom
X,  die  USA,  sind  dafür  ein  weiteres  Beispiel  –  Obwohl  die
Bürgerechtler*innen um Martin Luther King Bürgerrechte für alle
erkämpft  hatten  bleibt  eine  extreme  der  hispanischen  und



afroamerikanischen Bevölkerungsteile im „Land of the Free“, auch
wenn  Obama  die  Selbe  Hautfarbe  wie  die  Opfer  rassistischer
Polizeigewalt  hat.

Pazifismus  ist  keine  Lösung.  Gewaltlosigkeit  mag  ein  hohes  und
achtenswertes  Ideal  sein.  In  der  Praxis  bietet  sich  aber  für  eine
pazifistische Bewegung mit  dem Ziel  Kapitalismus und Rassismus
abzuschaffen  ein  enormes  Problem:  Die  Gegenseite,  die
Kapitalist*innen und ihre Henker, halten nichts von Gewaltlosigkeit.
Zum Erfolg einer sozialen Bewegung gehört es also auch physisch
den Gegner, falls nötig, zu attackieren. Ohne Verteidigungsorgane
der Arbeiter*innen und Diskriminierten wird jede Bewegung schnell
in ihrem eigenen Blut unter gehen.

Daher fordern wir:

Keine Illusion in die Instrumente bürgerlicher Herrschaft: Polizei und
Armee stehen der Sicherheit im Wege!

Organisierte  Selbstverteidigung  als  Schutz  vor  Angriffen  und  als
politischer Faktor!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVO Zülpich

Im Osten nichts Neues
Fellix Ernst, Januar 2014

„Deutschland  stirbt  aus!“  jammern  die  bürgerlichen  Statistiker  und
Marktforscher, vor allem im „Osten“ steht es schlimm. Die Fertilitätsrate
sinkt,  während das Durchschnittsalter und die Abwanderungsquote stetig
steigen. Außerdem ist die Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern stark erhöht
und im Durchschnitt etwa doppelt so hoch wie in Westdeutschland. Dass es
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sich hier um Probleme handelt, für die der Markt und seine ausführenden
Organe selbst verantwortlich sind, wird von ihnen entweder nicht verstanden
oder eher wissend verschwiegen. So ist die herkömmliche „Gegensteuern
und  Anpassen“Förderpolitik  mit  Investitionen  in  vermeintlich  potente
Wirtschaftszweige und dem Abbau von öffentlichen Dienstleistungen in den
strukturschwachen  Regionen  kein  planloser  Versuch  noch  irgendwas  zu
retten, sondern die kalkulierte Folge der kapitalistischen Marktlogik.

Den  jüngsten  Vorausrechnungen  des  Statistischen  Bundesamtes  zufolge
dürften sich die Verluste durch Abwanderung und Geburtenrückgang bis
2050  auf  etwa  elf  bis  zwölf  Millionen  summieren.  Manche  entlegenen
Regionen  haben  seit  dem  Mauerfall  etwa  ein  viertel  ihrer  Bevölkerung
eingebüßt.  Vor  allem  junge  Menschen,  und  davon  überproportional  gut
ausgebildete junge Frauen, verlassen die strukturschwachen Regionen. Das
wieder  führt  zu  einem  Überschuss  an  Männern,  welche  ohne  Job  und
Perspektive in einer vom Staat geschaffenen Brachlandschaft sitzen.

Menschen, die in einer ökonomisch unsicheren Situation stecken und noch
dazu räumlich vom Rest der Gesellschaft getrennt sind, sind leichter von
faschistischen Demagogen für ihre menschenverachtenden Ideen gewinnbar.
Zwar  ist  das  Bild  von  ostdeutschen  Geisterstädten  die  von  Nazihorden
übernommen werden übertrieben, jedoch existieren Tendenzen (siehe zum
Beispiel Bürgerbüros der NPD in Kahla) in diese Richtung bereits.

Wegen  der  Unterauslastung  der  öffentlichen  Verkehrsmittel  werden
entweder  kostspielige  Anpassungen  an  den  Schwund  durchgeführt  oder
einfach gleich komplette Bus und Bahnlinien gestrichen. Solche Leistungen
wie  die  der  Freiwilligen  Feuerwehr  oder  wichtige  Freizeitangebote  wie
Sportvereine  und  Jugendhäuser  sind  ebenfalls  stark  von  den  Kürzungen
betroffen.  Anstatt  mit  neuen  Schulkonzepten  auf  die  Schrumpfung  der
Klassen zu reagieren,  werden die Schulen einfach geschlossen.  Auch die
Versorgungssicherheit mit alltäglichen Bedarfsgütern ist in Gefahr. Für die
großen Handelsketten, die ihre Standorte nicht nach Bedarf sondern nach
Kaufkraft ermitteln, sind die heute schon dünn besiedelten Gebiete wenig
attraktiv. Nur solche Inseln wie Berlin, Dresden, Leipzig, Jena und Erfurt
können die Situation einigermaßen stabilisieren.



Eine weitere Folge ist ein hoher Leerstand von Wohnungen, in Dresden zum
Beispiel etwa 20%. Dieses
Überangebot  führt  zu  stark  fallenden  Immobilienpreisen,  worauf  auf
zweierlei  Art  reagiert  wird.  Während  die  aus  dem  öffentlichen  Bestand
einfach „vom Markt genommen“ – also abgerissen – werden, schimmeln die
der privaten Eigentümer langsam vor sich hin, oder werden von Spekulanten
zu Niedrigstpreisen aufgekauft. Den Massen an Obdachlosen und Menschen
die  ihre  Miete  nicht  bezahlen  können  stehen  Quadratkilometer  von
ungenutztem  Wohnraum  gegenüber.

All  diese  Zustände  zeigen  zum  einen  deutlich,  dass  es  innerhalb  des
kapitalistischen  Systems  nicht  möglich  ist,  auf  etwaige  demografische
Veränderungen zu Reagieren und für die Bedarfsdeckung der Bevölkerung zu
sorgen. Zum anderen lässt der Markt selbst solche Probleme entstehen und
verstärkt sie noch.

Die  Alternative  wäre  ein  auf  Rätedemokratie  basierendes  sozialistisches
System, verwaltet von den Menschen, die in ihm leben.


